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I. Ziele, Zwecke und wesentliche Auswirkungen 

I.1 Situation und Grundlagen 

I.1.1 Anlass der Planung 

Im Bereich der Änderung des Bebauungsplanes wurde vor einiger Zeit ein ehemaliges Muster-
haus zu einem Wohnhaus umgenutzt. Mit der vorliegenden Änderungsplanung soll diese neue 
Nutzung Berücksichtigung finden. 

Weiterhin soll die nördliche Grundstücksfläche des Planbereiches als Lagerfläche genutzt wer-
den. Um die Lagerfläche zu ermöglichen, soll in einem Teilbereich des Flurstücks 3/30 die 
Mischnutzung mit einem entsprechend großen Baufenster zur Errichtung einer Lagerhalle zuge-
lassen werden. Die Ortsrandeingrünung im Planbereich ist aufgrund der angrenzenden verlau-
fenden Weschnitz und dem Gehölzbestand entlang des Gewässers als bereits ausreichend zu 
beurteilen und daher im Bebauungsplan nicht weiter zu berücksichtigen. Die Gemeinde Rimbach 
beabsichtigt mit der vorliegenden Bebauungsplanänderung die entsprechenden Vorhaben pla-
nungsrechtlich zuzulassen. 

Mit der vorliegenden Bauleitplanung - Änderung des Flächennutzungsplanes sowie Änderung 
eines Bebauungsplanes - sollen im bereits baulichen geprägten Siedlungszusammenhang der 
Kerngemeinde Rimbach die planungsrechtlichen Voraussetzungen für die angestrebte Nutzungs-
änderung sowie -ergänzung geschaffen werden. 

I.1.2 Betroffener Bereich der Flächennutzungsplanänderung 

Die Flächennutzungsplanänderung betrifft die Fläche von ca. 1,0 ha in der Gemarkung Rimbach 
und ist nachfolgender Planskizze zu entnehmen. 

 
Abbildung 1: Betroffener Bereich der Änderung des Flächennutzungsplanes in der Kerngemeinde Rim-

bach im Bereich „Im Gräben“ (unmaßstäblich; Bildquelle: SCHWEIGER + SCHOLZ, April 2019) 
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Der von der Flächennutzungsplanänderung betroffene Bereich umfasst folgende Grundstücke: 

Gemarkung Rimbach, Flur 17, Flurstücke Nr. 3/25, Nr. 3/28 (teilweise), und Nr. 3/30 (teilweise), 
Nr. 3/31, Nr. 3/32 (teilweise) und Nr. 50/45. 

I.1.3 Geltungsbereich des Bebauungsplanes 

Das Plangebiet befindet sich westlich der Bundesstraße (B38) am südlich gelegenen Ortsaus-
gang der Gemeinde Rimbach und umfasst die Grundstücke Gemarkung Rimbach, Flur 17, Flur-
stücke Nr. 3/25, Nr. 3/28 (teilweise), und Nr. 3/30 (teilweise), Nr. 3/31, Nr. 3/32 (teilweise), 
Nr. 50/32 (teilweise) und Nr. 50/45. Das Plangebiet hat eine Gesamtgröße von ca. 1,3 ha und 
stellt sich wie folgt dar: 

 
Abbildung 2: Geltungsbereich der 1.Änderung des Bebauungsplanes „Im Gräben“ in der Kerngemeinde 

Rimbach (unmaßstäblich; Bildquelle: SCHWEIGER + SCHOLZ, April 2019) 
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I.1.4 Planungsvorgaben 

I.1.4.1 Regionalplan Südhessen 

Im Regionalplan Südhessen 2010, der im Maßstab 1:100.000 vorliegt, ist das Plangebiet als „Vor-
ranggebiet Siedlung, Bestand“, „Vorbehaltsgebiet für besondere Klimafunktion“ und in einem klei-
nen Teilbereich als „Vorbehaltsgebiet für vorbeugenden Hochwasserschutz“ dargestellt. 

Das „Vorbehaltsgebiet für besondere Klimafunktion“ kann durch eine Kompensationsfläche in 
östlichem Gemarkungsbereich der Gemeinde Rimbach vorgesehen werden. Der Hochwasser-
schutz wird im Bebauungsplan durch entsprechende Festsetzungen zum Verbot von Aufschüt-
tungen und Verbot baulicher Anlagen innerhalb des Hochwasserschutzgebiets berücksichtigt. Die 
geplante Ausweisung als ein Mischgebiet (MI) sowie eines eingeschränkten Gewerbegebietes 
(GEE) steht der Darstellung des Regionalplans somit aus Sicht der Gemeinde nicht entgegen. 

 

Abbildung 3: Ausschnitt aus dem Regionalplan Südhessen 2010 (unmaßstäblich; Bildquelle: Regierungs-
präsidium Darmstadt, Oktober 2011) 

Aufgrund der hohen gewerblichen Ausnutzung innerhalb des Plangebietes ergibt sich keine Not-
wendigkeit der weitergehenden Betrachtung von Siedlungsdichtevorgaben des Regionalplans 
Südhessen. Bei Betrachtung des kleinen zu überplanenden Gebietes in einem angemessenen 
großen Referenzgebiet (nach Vorgabe des Prüfschemas des Regierungspräsidiums Darmstadts 
ca. 5,0 ha) ist das für die Siedlungsdichte völlig unerheblich. Denn hier kommt es vor allem auf 
die harmonische Anpassung an die Bestandsbebauung an. 
  



Gemeinde Rimbach  Ordnungsschlüssel: 006-31-19-3050-004-040-01 
9.FNP-Änd. + 1.Änd. B-Plan „Im Gräben“ Begründung 

 

 

SCHWEIGER + SCHOLZ Ingenieurpartnerschaft mbB Seite 7 

I.1.4.2 Vorbereitender Bauleitplan (Flächennutzungsplan) 

Im rechtswirksamen Flächennutzungsplan (FNP) der Gemeinde Rimbach ist das Plangebiet als 
„Gewerbliche Baufläche“ sowie im nördlichen Teilbereich als Fläche für die „Landwirtschaft“ dar-
gestellt. Weiterhin verläuft im nordwestlichen Bereich des Plangebietes die Umgrenzung von Flä-
chen für die Wasserwirtschaft und den Hochwasserschutz: Überschwemmungsgebiet“ sowie die 
„Umgrenzung der Flächen mit wasserrechtlichen Festsetzungen: Wasserschutzgebiet Zone III“. 
Die zum Teil als geplante Fläche der gemischten Baufläche führt im Flächennutzungsplan zu 
einer Änderung des FNP im Parallelverfahren.  

 

Abbildung 4: Ausschnitt aus dem rechtswirksamen Flächennutzungsplan der Gemeinde Rimbach (un-
maßstäblich; Bildquelle: Gemeindeverwaltung Rimbach, August 2020) 

I.1.4.3 Verbindliche Bauleitpläne (Bebauungspläne) 

Mit der vorliegenden 1. Änderung des Bebauungsplanes „Im Gräben“ in Rimbach wird der beste-
hende Bebauungsplan „Im Gräben“ (rechtskräftig seit 10.10.1995) in entsprechenden Teilberei-
chen überplant und ersetzt.  
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Abbildung 5: Ausschnitt aus dem am 10.10.1995 in Kraft getretenen Bebauungsplan „Im Gräben“ in 

Rimbach (unmaßstäblich; Bildquelle: Geografisches Informationssystem (Bürger GIS) des 
Landkreises Bergstraße, Januar 2019) 

Der bislang geltende Bebauungsplan setzt innerhalb der geplanten Mischgebietsfläche eine ein-
geschränkte Gewerbefläche fest. Der kleine Flächenanteil der geplanten Mischgebietsfläche in-
nerhalb des nordwestlichen Überschwemmungsgebietes war bereits im Ursprungsbebauungs-
plan als eingeschränkte Gewerbegebietsfläche festgesetzt. Weiterhin bestimmt die vorliegende 
Bebauungsplanänderung, die kleine Fläche von Bebauung freizuhalten, die bisher im Ursprungs-
plan zur Bebauung freigegeben war. Zudem setzt der bisherige Bebauungsplan einige Anpflan-
zungen von Grünflächen im Plangeltungsbereich der Bebauungsplanänderung fest. Diese wer-
den in der Änderungsplanung entsprechend textlich berücksichtigt. 
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I.1.4.4 Natura 2000-Gebiete 

 
Abbildung 6: Ausschnitt aus der Übersichtskarte zur „Verordnung über die Natura 2000-Gebiete im Re-

gierungsbezirk Darmstadt“ mit Stand vom August 2016 (unmaßstäblich; Bildquelle: Inter-
netabruf am 31.07.2018 unter http://www.rpda.de/01%20Natura%202000-Verordnung/ 
Natura2000-VO-RPDA/Nav/uebersichtskarte.html) 

Das Plangebiet liegt außerhalb eines Gebietes der Natura 2000-Verordnung, d.h. Fauna-Flora-
Habitat-Gebiete (FFH-Gebiete). Das entsprechende FFH-Gebiet Nr. 6318-307 „Oberlauf der We-
schnitz und Nebenbäche“ liegt angrenzend an den Plangeltungsbereichs und betrifft somit nicht 
das Abflussprofil der Weschnitz. Wesentliche Beeinträchtigungen dieses Schutzgebietes durch 
das bereits bestehende Wohnhaus mit Freifläche sowie die neu entstehende, abgerückte Lager-
fläche sind nicht zu erwarten. 

I.1.4.5 (Risiko-) Überschwemmungsgebiete 

Der Planbereich liegt in Teilbereichen innerhalb des festgesetzten Überschwemmungsgebietes 
der Weschnitz im Sinne des Hessischen Wassergesetzes (HWG). Bei Sanierung und Neubau 
von Objekten sind Vorkehrungen zu treffen und, soweit erforderlich, bautechnische Maßnahmen 
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vorzunehmen, um den Eintrag von wassergefährdenden Stoffen bei Überschwemmungen ent-
sprechend dem Stand der Technik zu verringern. Grundsätzlich empfiehlt es sich auch, weitere 
elementare Vorsorgemaßnahmen beim Bau, bei der Erweiterung und der Sanierung zu treffen, 
um das Schadensausmaß bei Überschwemmungen möglichst gering zu halten. 

 
Abbildung 7: Ausschnitt aus dem Geoportal Hessen mit der Darstellung festgesetzter Überschwem-

mungsgebiete (unmaßstäblich; Bildquelle: Internetabruf am 14.03.2019 unter 
http://www.geoportal.hessen.de/portal/karten.html?WMC=748) 

Das Plangebiet befindet sich gemäß dem interaktiven Viewer zur Information über die Hochwas-
serrisikomanagementpläne in Hessen (HWRM-Viewer) mit einem kleinen nördlichen Teilbereich 
innerhalb von Risikoüberschwemmungsgebieten. Das Risikoüberschwemmungsgebiet (die 
HQextrem Überflutungsfläche) der Weschnitz endet nordwestlich an die geplante Mischgebietsflä-
che, sodass von dem Gewässer nur eine geringe Gefahr für die im Plangebiet vorgesehenen 
baulichen Anlagen ausgeht, da das geplante Baufenster deutlich von dieser Überflutungsfläche 
entfernt liegt. Dennoch erfolgt ein entsprechender Hinweis im Textteil des Bebauungsplans zur 
Information der Bauherren und Nutzer der Lagerhalle über die grundsätzlichen Risiken von Über-
schwemmungen. 
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Abbildung 8: Ausschnitt aus dem HWRM-Viewer (unmaßstäblich; Bildquelle: Internetabruf am 

15.05.2019 unter http://hwrm.hessen.de/mapapps/resources/apps/hwrm/index.html?lang 
=de) 

I.1.4.6 Wasserschutzgebiete 

Der Planbereich liegt nach dem Viewer zur Darstellung der Gewässerqualität gemäß der EU-
Wasserrahmenrichtlinie (WRRL-Viewer) innerhalb der Zone III des geplanten Wasserschutzge-
bietes zum Schutze des „WSG Brunnen im Hopper, Rimbach“. In diesem Zusammenhang sind 
die Bestimmungen der Muster-Schutzgebietsverordnung vom 04.10.1972 und die daraus folgen-
den Nutzungsbeschränkungen zu beachten (StAnz. 45/1972, S. 1901). 

 
Abbildung 9: Ausschnitt aus dem WRRL-Viewer (unmaßstäblich; Bildquelle: Internetabruf am 

15.05.2019 unter http://wrrl.hessen.de/mapapps/resources/apps/wrrl/index.html?lang=de) 
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I.1.4.7 Sonstige zu beachtende Planungsvorgaben 

Sonstige Schutz- und Sicherungsgebiete sind nicht betroffen. 

I.1.5 Bauliche Prägung von Gebiet und Umgebung 

Der Geltungsbereich befindet sich im südlichen Bereich des Ortsausgangs der Gemeinde Rim-
bach direkt angrenzend an die Bundesstraße B38 in Richtung Mörlenbach. Das Plangebiet ist 
über die B38 und über die „Goethestraße“ erschlossen. 

Im Plangebiet selbst befinden sich größere versiegelte und teilversiegelte Parkflächen sowie be-
fahrbare Flächen. Die aktuelle Erschließung des westlichen Wohngebäudes erfolgt über die Zu-
fahrt der Tankstelle. Im Norden befinden sich landwirtschaftliche Flächen und westlich außerhalb 
des Plangebietes entsprechende Grünflächen mit vereinzeltem Gehölzbewuchs. 

Das nahegelegene Umfeld des Plangebietes ist auf gegenüberliegender Seite der B38 durch 
gewerbliche Nutzung als auch östlich angrenzend durch Misch- und Wohnnutzung geprägt. Nörd-
lich und westlich des Plangebietes erstrecken sich Grün- sowie landwirtschaftliche Flächen. Mit 
der entsprechenden Bestandsüberplanung ergeben sich keine erneuten Immissionskonflikte mit 
den benachbarten Misch- und Wohngebieten der Umgebung. 

Die Bebauung der Umgebung ist geprägt durch vereinzelte eingeschränkte Gewerbehallen mit 
flachen oder flach geneigtem Dach sowie in einiger Entfernung Einzel- und Mehrfamilienhäusern 
in offener Bauweise mit Satteldach in roten bis braunen und grauen bis schwarzen Farbtönen. 

 
Abbildung 10: Luftbild des Plangebietes und der näheren Umgebung (unmaßstäblich; Bildquelle: Ge-

meinde Rimbach; Befliegung HVBG 2018; Juli 2019) 
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I.1.6 Erschließungsanlagen 

I.1.6.1 Verkehrliche Erschließung 

Das Plangebiet ist bereits erschlossen. Die Erschließung des Plangebietes wird gegenüber dem 
rechtskräftigen Planstand nicht geändert. 

Die verkehrliche Erschließung ist über die „B38“ im Süden und über die „Goethestraße“ für den 
nördlichen Bereich des Plangebietes gesichert. Auch das neue Mischgebiet grenzt bereits an die 
Goethestraße an. Neue Erschließungsanlagen sind nicht erforderlich. Die Verkehrsanlagen sind 
als ausreichend leistungsfähig anzusehen, da keine Veränderung an den Erschließungswegen 
vorgesehen ist und durch die Planung einer Nutzungsänderung kein wesentlicher zusätzlicher 
Verkehr zu erwarten ist. Auch bei der neuen Erschließung der Lagerhalle über die Goethestraße 
ist nicht mit einem hohen Verkehrsaufkommen zu rechnen. Die vorliegende Bebauungsplanän-
derung löst somit keine weiteren Erschließungsaufwendungen der Gemeinde Rimbach aus.  

I.1.6.2 Leitungsgebundene Erschließung 

Für die Bestandsüberplanung werden keine Ver- und Entsorgungsmedien benötigt. Das nördlich 
geplante Baufenster zur Planung einer Lagerhalle muss an die Kanalisation angeschlossen wer-
den. Das anfallende Niederschlagswasser der neu geplanten Lagerhalle ist innerhalb des Bau-
grundstücks zu versickern oder im Sinne der Brauchwassernutzung oder Grünflächenbewässe-
rung zu sammeln und zu verwenden. Es kann auch als Ausnahme an die öffentliche Abwasser-
anlage angeschlossen werden, insofern eine Versickerung aufgrund ungünstiger Bodenverhält-
nisse nach den anerkannten Regeln der Technik oder aufgrund wasserrechtlicher Bestimmungen 
nicht möglich ist. 

Zum gegenseitigen Schutz von Gehölzen auf der einen Seite und Ver- und Entsorgungsleitungen 
auf der anderen Seite werden noch verschiedene Hinweise im Hinblick auf erforderliche Pflanz-
abstände gegeben. So sind bei Bepflanzungsmaßnahmen im Bereich von Ver- und Entsorgungs-
leitungen ausreichende Pflanzabstände einzuhalten, damit Auswechslungen oder Reparaturen 
dieser Anlagen ohne Beschädigungen der Gehölze vorgenommen werden können. Darüber hin-
aus ist bei Anpflanzungsmaßnahmen im Bereich von Leitungstrassen zu beachten, dass tiefwur-
zelnde Bäume gemäß DIN 18920 „Vegetationstechnik im Landschaftsbau - Schutz von Bäumen, 
Pflanzenbeständen und Vegetationsflächen bei Baumaßnahmen“ und Merkblatt DWA-M 162 
„Bäume, unterirdische Leitungen und Kanäle“ einen Mindestabstand zu den Ver- und Entsor-
gungsleitungen aufweisen müssen. Wird dieser Abstand unterschritten, so sind die Leitungen 
gegen Wurzeleinwirkungen zu sichern oder die Standorte der Bäume dementsprechend zu ver-
schieben. Pflanzmaßnahmen im Nahbereich von Betriebsmitteln sind deshalb vorher mit den ent-
sprechenden Ver- und Entsorgungsunternehmen abzustimmen. 

I.1.7 Baugrund, Erdbebengefährdung sowie Grundwasser- und Bodenschutz 

Es wird darauf hingewiesen, dass von der Gemeinde Rimbach keine Baugrunderkundung durch-
geführt wurde. Zur Vorbereitung späterer geplanter baulichen Anlage wird daher empfohlen, vor 
Planungs- bzw. Baubeginn objektbezogene Baugrunduntersuchungen gemäß DIN 4020 „Geo-
technische Untersuchungen für bautechnische Zwecke - Ergänzende Regelungen zu 
DIN EN 1997-2“ bzw. DIN EN 1997 „Entwurf, Berechnung und Bemessung in der Geotechnik“ im 
Hinblick auf die Gründungssituation und die Grundwasserstände durch ein Ingenieurbüro durch-
führen zu lassen. 

Es wird auch darauf hingewiesen, dass das Plangebiet gemäß DIN 4149 „Bauten in deutschen 
Erdbebengebieten - Lastannahme, Bemessung und Ausführung üblicher Hochbauten“ innerhalb 
der Erdbebenzone 0 (Untergrundklasse R) liegt. Es ist darauf zu achten, dass neu entstehende 
Bauwerke (Hochbauten) entsprechend der Vorgaben der DIN-Norm erdbebensicher gebaut wer-
den. Darüber ist ein Nachweis im bauaufsichtlichen Verfahren zu führen. Es wird auf die Pla-
nungskarte zur DIN 4149 (Erdbebenzonen und geologische Untergrundklassen für Hessen) ver-
wiesen (http://www.hlnug.de/themen/geologie/erdbeben/erdbebengefaehrdung.html). 
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Der Gemeinde Rimbach liegen keine Hinweise auf das Vorhandensein von Altflächen (Altstand-
orte, Altablagerungen), schädlichen Bodenveränderungen und/oder Grundwasserschäden im 
Plangebiet vor. Aus der Altflächendatei ALTIS des Hessischen Landesamtes für Umwelt und Ge-
ologie ergeben sich für den Plangeltungsbereich keine Hinweise auf das Vorhandensein von Alt-
flächen (Altstandorte, Altablagerungen), schädliche Bodenveränderungen und/oder Grundwas-
serschäden. Bei allen Baumaßnahmen, die einen Eingriff in den Boden erfordern, ist dennoch auf 
organoleptische Auffälligkeiten (z.B. ungewöhnliche Farbe, Geruch) zu achten. Ergeben sich bei 
den Erdarbeiten Kenntnisse, die den Verdacht einer schädlichen Bodenveränderung begründen, 
sind diese umgehend der zuständigen Behörde, dem Regierungspräsidium Darmstadt, Abteilung 
Arbeitsschutz und Umwelt Darmstadt, Dezernat IV/Da 41.5, Bodenschutz, mitzuteilen. Darüber 
hinaus ist ein Fachgutachter in Altlastenfragen hinzuzuziehen. Schädliche Bodenveränderungen 
im Sinne des § 2 Abs. 3 Bundes-Bodenschutzgesetz (BBodSchG) sind Beeinträchtigungen der 
Bodenfunktionen, die geeignet sind, Gefahren, erhebliche Nachteile oder erhebliche Belästigun-
gen für den einzelnen oder die Allgemeinheit herbeizuführen. 

Im Sinne des Grundwasser- und Bodenschutzes werden darüber hinaus noch folgende Hinweise 
und Empfehlungen gegeben: 

• Zur Gewährleistung des Bodenschutzes (§ 202 BauGB) sind Maßnahmen zur Erhaltung 
und zum Schutz des Bodens - insbesondere des Oberbodens - vor Vernichtung oder Ver-
geudung vorzusehen. Auf die Pflicht zur Beachtung der Bestimmungen des Bodenschutzes 
wird hingewiesen. Die einschlägigen Richtlinien, Verordnungen und Regelwerke sind zu 
beachten. 

• Soweit im Rahmen der Ausführung von Baumaßnahmen das Gelände aufgefüllt oder Bo-
den ausgetauscht wird, gilt hierfür: 
• Unterhalb von einem Meter zum höchsten Grundwasserstand darf ausschließlich Ma-

terial eingebaut werden, das die Eluatwerte der BBodSchV1) für den Wirkungspfad 
GW, alternativ die Zuordnungswerte Z 0 der LAGA M 202) bzw. der LAGA TR Boden3) 
unterschreitet.  

• Oberhalb dieser Marke im nicht überbauten, d.h. unterhalb wasserdurchlässiger Be-
reiche, darf ausschließlich Material eingebaut werden, das die Zuordnungswerte Z 1.1. 
der LAGA M 202) bzw. die Zuordnungswerte Z0* der LAGA TR Boden3) unterschreitet. 
Oberhalb des 1 m-Grundwasser-Abstands im überbauten Bereich, d.h. unterhalb der 
wasserundurchlässigen Bereiche, kann auch Material eingebaut werden, das die Zu-
ordnungswerte Z 1.2. der LAGA M 202) unterschreitet.  

• In den Bereichen der Versickerungsanlagen darf über die gesamte Mächtigkeit der 
Bodenschicht ausschließlich Material eingebaut werden, das die Eluatwerte der 
BBodSchV1) für den Wirkungspfad Grundwasser, alternativ die Zuordnungswerte Z0 
der LAGA M 202) bzw. Z 0 der LAGA TR Boden3) unterschreitet.  

• Der Oberboden im nicht überbauten Bereich (z.B. Grünflächen) muss die Prüfwerte 
der Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung (BBodSchV)1) für den Wirkungs-
pfad Boden – Mensch einhalten. 

Anm. 1) Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung (BBodSchV) vom 12. Juli 1999 
Anm. 2) LAGA-Regelwerk „Anforderungen an die stoffliche Verwertung von mineralischen Abfällen 
– Technische Regeln”, Mitteilung 20 vom 06.11.1997 mit den überarbeiteten Zuordnungswerten, 
Stand 09/2002, bzw. Merkblatt „Entsorgung von Bauabfällen“ der hessischen Regierungspräsidien, 
Stand 15.5.2009 
Anm. 3) LAGA-Regelwerk „Anforderungen an die stoffliche Verwertung von mineralischen Abfällen“, 
1.2. Bodenmaterial (TR Boden) vom 5.11.2004 

Eine wasserrechtliche oder bodenschutzrechtliche Erlaubnis zum Einbau von Recycling-
material oder anderer Baustoffe erfolgt nicht. Es liegt in der Verantwortung des Bauherrn 
bzw. der durch ihn beauftragten Sachverständigen die geltenden Gesetze, Regelwerke 
und Richtlinien einzuhalten. 
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Es ist jedoch anzumerken, dass gem. § 12 Abs. 8 Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverord-
nung (BBodSchV) u.a. Böden in Wasserschutzgebieten von dem Auf- und Einbringen von Ma-
terialien ausgeschlossen werden sollen. Abweichungen können u.a. zugelassen werden, 
wenn dies zum Schutz des Grundwassers erforderlich ist (Erzielen einer höheren Grundwas-
serüberdeckung). Insoweit ist bei ggf. geplanten Erdauffüllungen/-modellierungen im Rahmen 
der Bauausführungen zu prüfen, ob dies mit dem Trinkwasserschutz vereinbar ist. 

• Ein erforderlicher Bodenabtrag ist schonend und unter sorgfältiger Trennung von Ober- und 
Unterboden durchzuführen. 

• Es wird empfohlen, den anfallenden Erdaushub möglichst weitgehend auf den Baugrund-
stücken wieder zu verwenden. Im Sinne einer behutsamen Umweltvorsorge ist die Vermei-
dung bzw. Verwertung von Erdaushub auf den Baugrundstücken einer Deponierung vorzu-
ziehen. 

• Zur Vermeidung und Minderung von Eingriffen in das Schutzgut Boden sollte auch eine 
Minimierung der Baustellenfläche angestrebt werden. 

I.1.8 Wasserrechtliche und wirtschaftliche Belange 

I.1.8.1 Trinkwasser 

Die Wasserversorgung ist über das Leitungsnetz der Gemeinde Rimbach sowohl qualitativ wie 
auch quantitativ gewährleistet. 

Neu geplante Vorhaben sind an das Trinkwassernetz anzuschließen. Der Trinkwasserverbrauch 
wird durch die Realisierung der nach Bebauungsplan zulässigen ergänzenden Bebauung nicht 
wesentlich zunehmen. 

Der entsprechende Trinkwassermehrverbrauch ist durch die bestehenden Wasserversorgungs-
anlagen gesichert. Zur Einsparung von Trinkwasser wird die Nutzung von nicht schädlich verun-
reinigtem Niederschlagswasser zur Grünflächenbewässerung empfohlen. 

I.1.8.2 Löschwasserversorgung und Rettungswege 

Die Forderungen zum Löschwasserbedarf ergeben sich aus § 3 Abs. 1 Nr. 4 des Hessischen 
Gesetzes über den Brandschutz, die Allgemeine Hilfe und den Katastrophenschutz (HBKG), aus 
§ 14 der Hessischen Bauordnung (HBO) und den technischen Regeln nach dem DVGW-Arbeits-
blatt W 405. Die Differenzierung nach der baulichen Nutzung erfolgt entsprechend § 17 der 
Baunutzungsverordnung (BauNVO). 

Der Löschwasserbedarf entspricht der benachbart bestehenden Bebauung, weshalb die ausrei-
chende Löschwasserversorgung als gesichert anzunehmen ist (Grundschutz). Zur Brandbe-
kämpfung für den Grundschutz muss eine Wassermenge gemäß DVGW-Arbeitsblatt W 405 von 
96 m³/h (1.600 l/min) bei 2 bar Fließdruck zur Verfügung stehen. 

Im Rahmen der Objektplanung ist die DIN 14090 „Flächen für die Feuerwehr auf Grundstücken“ 
zu beachten und anzuwenden. 

Es wird darauf hingewiesen, dass zur Wahrung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung sowie 
der rechtzeitigen Erreichbarkeit durch Rettungsdienst und Feuerwehr straßenseitig Hausnum-
mern gut sichtbar und dauerhaft anzubringen sind. 

I.1.8.3 Schutz- und Sicherungsgebiete nach dem Hessischen Wassergesetz 

Der Planbereich liegt in Teilbereichen innerhalb des festgesetzten Überschwemmungsgebietes 
der Weschnitz im Sinne des Hessischen Wassergesetzes (HWG) (siehe Abbildung 7). Bei Sanie-
rung und Neubau von Objekten sind Vorkehrungen zu treffen und, soweit erforderlich, bautech-
nische Maßnahmen vorzunehmen, um den Eintrag von wassergefährdenden Stoffen bei Über-
schwemmungen entsprechend dem Stand der Technik zu verringern. Grundsätzlich empfiehlt es 
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sich auch, weitere elementare Vorsorgemaßnahmen beim Bau, bei der Erweiterung und der Sa-
nierung zu treffen, um das Schadensausmaß bei Überschwemmungen möglichst gering zu hal-
ten. Sollte im Plangebiet mit wassergefährdenden Stoffen umgegangen (z.B. Heizöllagerung) 
werden, so sind die Maßgaben der Bundesanlagenverordnung (AwSV) zu beachten. Anlagen 
zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen unterliegen einer Anzeige- und Prüfpflicht. Der 
Prüfturnus dieser Anlagen (Heizöltanks, Tankstellenlagertanks bzw. Abfüllfläche) wird sich mit 
der endgültigen Ausweisung des Wasserschutzgebietes verkürzen. Die Neuerrichtung von Tank-
stellen wird dann beispielsweise ausgeschlossen sein. 

Das Plangebiet befindet sich gemäß dem interaktiven Viewer zur Information über die Hochwas-
serrisikomanagementpläne in Hessen (HWRM-Viewer) jedoch in einem Teilbereich innerhalb ei-
nes Risikoüberschwemmungsgebietes (siehe Abbildung 8). Das Risikoüberschwemmungsgebiet 
(die HQextrem Überflutungsfläche) der Weschnitz endet nordwestlich an die geplante Mischgebiets-
fläche, sodass von dem Gewässer nur eine geringe Gefahr für die im Plangebiet vorgesehenen 
baulichen Anlagen ausgeht, da das geplante Baufenster deutlich von dieser Überflutungsfläche 
entfernt liegt. 

Der Planbereich liegt nach dem Viewer zur Darstellung der Gewässerqualität gemäß der EU-
Wasserrahmenrichtlinie (WRRL-Viewer) innerhalb der Zone III des geplanten Wasserschutzge-
bietes zum Schutze des „WSG Brunnen im Hopper, Rimbach“ (siehe Abbildung 9). Die Ver- und 
Gebote sind in Anlehnung an die Muster-Wasserschutzgebietsverordnung (StAnz. 13/1996 S.991 
ff.) zu beachten. Der Planbereich befindet sich in einem wasserwirtschaftlich unzulässigen Ge-
biet, daher ist der Einsatz von oberflächennaher Geothermie ausgeschlossen. 

Die Einrichtung eines Gartenbrunnens ist bei der Unteren Wasserbehörde anzuzeigen. Das An-
zeigeformular ist auf der Homepage des Kreises abrufbar. Es wird darauf hingewiesen, dass es 
sich hierbei um Wasser handelt, dass in der Regel keine Trinkwasserqualität hat. 

In der Bauphase ggfs. notwendige Grundwasserhaltungen sind bei der Unteren Wasserbehörde 
des Kreises Bergstraße vorab zu beantragen. Zuvor ist zu klären, wohin das abgepumpte Wasser 
abgeleitet werden kann, sowie auch in diesem Zusammenhang die Erlaubnis des Gewässerei-
gentümers bzw. der Kanalbetreibers einzuholen. 

Sonstige Schutz- und Sicherungsgebiete sind nicht betroffen. 

I.1.8.4 Abwasser 

Im Bereich der Bestandsüberplanung aufgrund der Nutzungsänderung wird zukünftig kein weite-
res Schmutzwasser anfallen. Die Entsorgung des anfallenden Abwassers für die nördlich neu 
geplante Lagerhalle erfolgt auf Kosten des Vorhabenträgers. Die Zunahme des Abwasseranfalls 
durch die geringfügige Änderungsplanung ist in Bezug auf die Kapazität des Kanalnetzes und der 
Kläranlage vernachlässigbar.  

I.1.8.5 Oberirdische Gewässer 

Innerhalb des Plangebietes befinden sich keine Oberflächengewässer. In westlicher Lage an-
grenzend an den Geltungsbereich fließt die Weschnitz. Eine Beeinträchtigung des Oberflächen-
gewässers durch die vorliegende Planung ist nicht zu befürchten. Ein Teil des westlichen Berei-
ches des Geltungsbereichs des Bebauungsplans liegt im festgesetzten Überschwemmungsge-
biet der Weschnitz. Hier sind die grundsätzlichen Verbote gemäß § 78 Abs. 1 des Wasserhaus-
haltsgesetzes zu beachten.  

I.1.8.6 Bodenversiegelung und Umgang mit Niederschlagswasser 

Um die Auswirkungen auf die Bodenversiegelung und die Grundwasserneubildung zu minimie-
ren, ist für neu zu errichtende Gebäude das auf befestigten Dachflächen anfallende Nieder-
schlagswasser zu versickern, sofern es nicht als Brauchwasser und/oder für die Grünflächenbe-
wässerung verwendet wird oder in das angrenzende Gewässer (Weschnitz) eingeleitet wird. Da-
mit werden die Auswirkungen auf die Grundwasserneubildung minimiert. Aufgrund der Größe der 
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Baugrundstücke und der zulässigen Versiegelung sollte eine Versickerung (z.B. über Rigolen) 
selbst bei nicht optimalen Bodenverhältnissen möglich sein. Die Planung und Nachweise zur 
Grundstücksentwässerung sind durch die Grundstückseigentümer bzw. Bauherren zu erbringen. 

Ein Anschluss an die öffentliche Abwasseranlage kann als Ausnahme zugelassen werden, wenn 
eine Versickerung aufgrund ungünstiger Bodenverhältnisse nach den anerkannten Regeln der 
Technik oder aufgrund wasserrechtlicher Bestimmungen nicht möglich ist. Eine Einleitung in die 
Weschnitz ist nur möglich, soweit dies qualitativ und quantitativ schadlos möglich ist. Das Erfor-
dernis einer Vorreinigung und/oder Drosselung kann sich Rahmen dessen ergeben. Die Nieder-
schlagwasserversickerung kann bei ausreichendem Rückhaltevermögen z.B. durch die festge-
setzte Dachbegrünung für Teile des Niederschlagwassers möglich sein. 

Es wird allgemein darauf hingewiesen, dass bei der Versickerung von Niederschlagswasser An-
lagen zur dezentralen Versickerung von nicht schädlich verunreinigtem Niederschlagswasser ge-
mäß Arbeitsblatt DWA-A 138 „Planung, Bau und Betrieb von Anlagen zur Versickerung von Nie-
derschlagswasser“ angelegt werden sollten. Auf das Merkblatt DWA-M 153 „Handlungsempfeh-
lungen zum Umgang mit Regenwasser“ wird hingewiesen. 

Auf das Erfordernis einer wasserrechtlichen Erlaubnis der Unteren Wasserbehörde des Landkrei-
ses Bergstraße für die Versickerung von Niederschlagswasser wird zudem hingewiesen. Auch 
die Einleitung von Niederschlagswasser in die Weschnitz erfordert eine wasserrechtliche Erlaub-
nis. 

I.1.9 Belange qualifizierter Straßen 

Entlang der Bundesstraße besteht eine Bauverbotszone von 20 m. Die Bauverbotszone von 
20 m, gemessen vom äußeren Rand der befestigten Fahrbahn der B 38, ist gemäß§ 9 FStrG 
einzuhalten und von Werbeanlagen und Hochbauten freizuhalten. Die Bauverbotszone gilt au-
ßerhalb der Ortsdurchfahrt. Die OD-Grenze liegt in etwa auf Höhe der zweiten Zufahrtsmöglich-
keit. Insofern liegt nur zu einem Teil die Überdachung der Tankstelle im Bereich der Bauverbots-
zone. Diese Überdachung wurde bereits zur damaligen Zeit der Errichtung mit Hessen Mobil ab-
gestimmt. 

I.1.10 Denkmalschutz 

Im Geltungsbereich der Bebauungsplanänderung sind keine Kulturdenkmäler nach § 2 Hessi-
sches Denkmalschutzgesetz (HDSchG) und auch keine Bodendenkmäler nach § 19 HDSchG 
bekannt. 

Es wird dennoch darauf hingewiesen, dass bei Erdarbeiten jederzeit Bodendenkmäler, wie Mau-
ern, Steinsetzungen, Bodenverfärbungen und Fundgegenstände (z.B. Scherben, Steingeräte, 
Skelettreste), entdeckt werden können. Diese sind nach § 21 HDSchG unverzüglich der hessen-
ARCHÄOLOGIE (Archäologische Abteilung des Landesamtes für Denkmalpflege Hessen) oder 
der Unteren Denkmalschutzbehörde des Landkreises Bergstraße anzuzeigen. Der Fund und die 
Fundstelle sind bis zum Ablauf einer Woche nach der Anzeige im unveränderten Zustand zu 
erhalten und in geeigneter Weise vor Gefahren für die Erhaltung des Fundes zu schützen (§ 21 
Abs. 3 Satz 1 HDSchG). 

I.1.11 Artenschutz 

Um dem Belang des Artenschutzes angemessen in der Bauleitplanung Rechnung zu tragen und 
zur Vermeidung von erheblichen natur- und artenschutzfachlichen sowie artenschutzrechtlichen 
Beeinträchtigungen, wurde eine Artenschutzprüfung gemäß § 44 Abs. 1 BNatSchG durchgeführt 
und in der Planung berücksichtigt. 

In der Artenschutzprüfung (siehe Anlage 5) werden seitens des Gutachters Maßnahmen und ver-
schiedene Empfehlungen für die gemäß § 44 Abs. 1 BNatSchG betrachteten Tier- und Pflanzen-
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arten als Gesamtübersicht aufgeführt. Um das Eintreten von artenschutzrechtlichen Verbotstat-
beständen gemäß § 44 Abs. 1 BNatSchG zu vermeiden, ist die Umsetzung der nachfolgend auf-
geführten Maßnahmen zwingend. Die Maßnahmen werden im Bebauungsplan dementsprechend 
soweit möglich verbindlich festgesetzt. Die aufgeführten Maßnahmen und Empfehlungen werden 
hinsichtlich der Berücksichtigung im Bebauungsplan nachfolgend erläutert. Ergänzend wird hier-
bei auf die Herleitung der Maßnahmen in der Artenschutzprüfung verwiesen. 

I.1.11.1 Vermeidungsmaßnahmen 

V 01 Gehölzerhalt: Zum Erhalt der Brutmöglichkeiten von Spechten, nachfolgenden Höhlen-
brütern und evtl. baumbewohnender Fledermausarten ist der vorhandene Erlenbestand 
in der Weschnitzaue komplett zu erhalten. Ufergehölze dürfen nicht weiter aufgelichtet 
werden. Diese sind zugleich Singwarten für die Goldammer und andere Vogelarten. Wei-
tere Beschädigungen der Bäume sind zu unterlassen. 

Berücksichtigung im Bebauungsplan: Die Vermeidungsmaßnahme zum Erhalt von Gehöl-
zen in der Weschnitzaue können im vorliegenden Bebauungsplan nicht festgesetzt wer-
den, da die Fläche zwangsläufig innerhalb des Geltungsbereiches liegen muss und mit 
dieser Maßnahme keine entsprechenden Nutzungsrechte durch den Bebauungsplan ge-
schaffen werden. Festsetzungen können allein für die Flächen innerhalb des Geltungsbe-
reiches eines Bebauungsplanes getroffen werden. Auf den Flächen westlich des Plange-
bietes ist weiterhin nur eine Grünfläche zulässig. Schon aus eigentumsrechtlichen Grün-
den verbietet sich eine Veränderung von Flächen außerhalb des Geltungsbereiches zum 
Eigennutz. Diese Maßnahme ist in Eigenverpflichtung der Gemeinde sowie des Gewäs-
serverbandes durchzuführen bzw. zu berücksichtigen. 

I.1.11.2 CEF-Maßnahmen1  

Zur Vermeidung von artenschutzrechtlichen Verbotstatbeständen sind bei dem geprüften Vorha-
ben nach Feststellung des Gutachters keine entsprechenden Maßnahmen notwendig. Es müssen 
daher keine CEF-Maßnahmen festgesetzt oder ausgeführt werden. 

I.1.11.3 FCS-Maßnahmen2  

F 01 Entfernung von Aufschüttungen: Die Aufschüttungen (Stein- und Erdhaufen) und Schot-
terbefestigungen westlich der noch stehenden Erlen im Überschwemmungsbereich der 
Weschnitz sind zu entfernen. 

Berücksichtigung im Bebauungsplan: Die FCS-Maßnahme zur Entfernung von Aufschüt-
tungen im Bereich der Weschnitzaue und des Überschwemmungsgebietes können im 
vorliegenden Bebauungsplan nicht festgesetzt werden, da die Fläche zwangsläufig inner-
halb des Geltungsbereiches liegen muss und mit dieser Maßnahme keine entsprechen-
den Nutzungsrechte durch den Bebauungsplan geschaffen werden. Festsetzungen kön-
nen allein für die Flächen innerhalb des Geltungsbereiches eines Bebauungsplanes ge-
troffen werden. Auf der Fläche westlich des Plangebietes ist weiterhin nur eine Grünfläche 
zulässig. Diese Maßnahme wird daher zum Schutz von Natur und Landschaft in einem 
städtebaulichen Vertrag, der zwischen dem Grundstückseigentümer und der Gemeinde 
parallel zum Bauleitplanverfahren abgeschlossen wird, festgelegt. Hiermit wird der Grund-
stückseigentümer des Flurstücks 3/30 verpflichtet innerhalb eines Jahres nach Rechts-
kraft des Bebauungsplanes diese FCS-Maßnahme durchzuführen. Dabei wird insbeson-
dere dem Schutz von Natur- und Landschaft im Sinne des Bundesnaturschutzgesetzes 
Rechnung getragen. 

 
1 CEF-Maßnahme = „measures to ensure continued ecological functionality“: Maßnahmen, die durch ak-

tive, vorgezogene Maßnahmen eine Verschlechterung der ökologischen Funktionen verhindern 
2 FCS-Maßnahme = „favourable conservation status“: Sicherungsmaßnahmen eines günstigen Erhaltungs-

zustandes von Populationen 
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F 02 Gehölzanpflanzung in der Weschnitzaue: Der Erlenbestand in der Weschnitzaue ist um 
fünf neu zu pflanzende Schwarzerlen zu ergänzen. 

Berücksichtigung im Bebauungsplan: Die FCS-Maßnahme zur Gehölzanpflanzung in der 
Weschnitzaue kann im vorliegenden Bebauungsplan nicht festgesetzt werden, da Fest-
setzungen nur allein für die Flächen innerhalb des Geltungsbereiches eines Bebauungs-
planes getroffen werden können. Diese Maßnahme wird daher zum Schutz von gehölz-
brütenden Vögeln in einem städtebaulichen Vertrag, der zwischen dem Grundstücksei-
gentümer und der Gemeinde parallel zum Bauleitplanverfahren abgeschlossen wird, fest-
gelegt. Hiermit wird der Grundstückseigentümer des Flurstücks 3/30 verpflichtet innerhalb 
eines Jahres nach Rechtskraft des Bebauungsplanes fünf neue Schwarzerlen auf seinem 
Grundstück im Bereich der Weschnitzaue neu anzupflanzen. Dabei wird insbesondere 
dem Schutz von gehölzbrütenden Vögeln in der Brutzeit im Sinne des Bundesnaturschutz-
gesetzes Rechnung getragen. 

F 03 Quartierschaffung für Halbhöhlenbrüter: Die Gebirgsstelze ist an der befestigten Bö-
schung durch drei Nistkästen für Halbhöhlenbrüter zu fördern. 

Berücksichtigung im Bebauungsplan: Die FCS-Maßnahme zur Quartierschaffung für 
Halbhöhlenbrüter kann im vorliegenden Bebauungsplan nicht festgesetzt werden, da 
Festsetzungen nur allein für die Flächen innerhalb des Geltungsbereiches eines Bebau-
ungsplanes getroffen werden können. Diese Maßnahme wird daher zum Schutz von Halb-
höhlenbrütern in einem städtebaulichen Vertrag, der zwischen dem Grundstückseigentü-
mer und der Gemeinde parallel zum Bauleitplanverfahren abgeschlossen wird, festgelegt. 
Hiermit wird der Grundstückseigentümer des Flurstücks 3/30 verpflichtet innerhalb eines 
Jahres nach Rechtskraft des Bebauungsplanes drei Nistkästen für Halbhöhlenbrüter auf 
seinem Grundstück im Bereich der Weschnitzaue anzubringen. Dabei wird insbesondere 
dem Schutz von Halbhöhlenbrütern im Sinne des Bundesnaturschutzgesetzes Rechnung 
getragen. 

I.1.11.4 Sonstige Maßnahmen 

S 01 Beschränkung der Rodungszeit: Die Rodung von Gehölzen muss außerhalb der Brutzeit 
– also zwischen 01. Oktober und 28. Februar – erfolgen; dies umfasst ausdrücklich auch 
die Rodung kleinflächiger Gehölze, Ziersträucher, den Rückschnitt von Ästen und klein-
räumig ausgebildete Gehölzbestände. 

Berücksichtigung im Bebauungsplan: Die Maßnahme zur Beschränkung der Rodungszeit 
ist zur Einhaltung der artenschutzrechtlichen Bestimmungen unabdingbar und wird im Be-
bauungsplan als verbindliche textliche Festsetzung berücksichtigt. Hierdurch wird insbe-
sondere dem Schutz von gehölzbrütenden Vögeln während der Brutzeit im Sinne des 
Bundesnaturschutzgesetzes Rechnung getragen. Die Festsetzung gilt im Übrigen auch 
für Bäume und Sträucher, die erst im Zuge des Planvollzuges, d.h. der Umsetzung des 
Bebauungsplanes angepflanzt werden. 

S 02 Beschränkung der Ausführungszeit: Die Durchführung der Erdarbeiten und der Baustellen-
vorbereitung muss außerhalb der Brutzeit - also zwischen 1. Oktober und 28. Februar - 
erfolgen, um Gelege von Bodenbrütern zu schützen. 
Maßnahmenalternative: Sollte aus zwingenden Gründen die zeitliche Befristung nicht ein-
gehalten werden können, sind in diesem Fall die potenziellen Bruthabitate unmittelbar vor 
dem Abschieben der Vegetationsdecke sorgfältig durch eine fachlich qualifizierte Person 
auf das Vorhandensein von Nestern zu überprüfen. Sofern ein Brutgeschäft bereits begon-
nen wurde (was auch den beginnenden Nestbau miteinschließt), sind die Brut und das Aus-
fliegen der Jungvögel abzuwarten, um danach unmittelbar die Arbeiten durchzuführen. Der 
Unteren Naturschutzbehörde des Landkreises Bergstraße ist ein entsprechender Ergebnis-
bericht zu übergeben. 
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Berücksichtigung im Bebauungsplan: Die Maßnahme zur Beschränkung der Ausführungs-
zeit für die Durchführung der Erdarbeiten und die Baustellenvorbereitung ist zur Einhaltung 
der artenschutzrechtlichen Bestimmungen unabdingbar und wird verbindlich festgesetzt. 
Die „Maßnahmenalternative“ wird als Ausnahme formuliert und so als verbindliche Festset-
zung zum Bestandteil des Bebauungsplanes. 

S 03 Sicherung von Austauschfunktionen: Um Störungen und Unterbrechungen von Wechsel-
beziehungen für die Vertreter der lokalen Kleinsäugerfauna zu vermeiden, wird empfohlen, 
bei Zäunen ein Bodenabstand von 10 cm und bei Gabionen von höchstens 20 cm einzu-
halten. 

Berücksichtigung im Bebauungsplan: Zwar ist die Maßnahme zur Sicherung von Aus-
tauschfunktionen seitens des Gutachters nicht erwähnt worden, dennoch ist sie zur Ge-
währleistung des ungestörten Wechsels von Kleinsäugern (z.B. Igel) und damit für den 
Schutz der lokalen Kleinsäugerfauna sinnvoll und wird daher im Bebauungsplan als ver-
bindliche textliche Festsetzung nach § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB berücksichtigt. Mit dieser 
Maßnahme sollen die bisherigen Austauschmöglichkeiten auch bei Vollzug des Bebau-
ungsplanes weiterhin gewährleistet bleiben. Die Zaunmaßnahme ist ohne Zusatz- und Fol-
gekosten und ohne großen Aufwand umsetzbar, wodurch keine nennenswerten Beein-
trächtigungen für die späteren Bauherren zu erwarten sind. 

S 04 Unterhaltung und Pflege von Gehölzen: Alle Pflanzungen sind extensiv zu unterhalten und 
zu pflegen (keine Düngung, keine Pflanzenschutzmittel). Abgestorbene Gehölze und ab-
gängige Gehölze, die aus Gründen der Verkehrssicherungspflicht gerodet werden müssen, 
sind nachzupflanzen. 

Berücksichtigung im Bebauungsplan: Zwar ist die Maßnahme zur extensiven Pflege der 
Grünflächen und Bepflanzung seitens des Gutachters nicht erwähnt worden, dennoch ist 
hierdurch eine höhere ökologische Wertigkeit der Grünflächen zu erzielen und auch eine 
geringere Beeinträchtigung der im Plangebiet lebenden Arten (z.B. durch den Verzicht auf 
Pflanzenschutzmittel) zu erwarten und daher im Bebauungsplan als verbindliche textliche 
Festsetzung nach § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB berücksichtigt. 

S 05 Anpflanzung von Gehölzen: Das Anpflanzen von Nadelgehölzen und Hybridpappeln ist un-
zulässig. Entsprechende Bestandsbäume können jedoch erhalten werden. 

Berücksichtigung im Bebauungsplan: Zwar ist die Maßnahme zur Anpflanzung von Gehöl-
zen seitens des Gutachters nicht erwähnt worden, dennoch ist hierdurch eine höhere öko-
logische Wertigkeit der Grünflächen zu erzielen und nicht zuletzt wegen deren schnellem 
Wuchs und der bei entsprechender Höhe ggf. gegebenen Gefahr von Astwurf und sonsti-
gen Sturmschäden im Bebauungsplan als verbindliche textliche Festsetzung nach § 9 
Abs. 1 Nr. 25b BauGB berücksichtigt. 

I.1.11.5 Empfohlene Maßnahmen 

E 01 & 02 Minimierung von Lockeffekten: Für die Außenbeleuchtung auf dem Grundstück und die Be-
leuchtung der öffentlichen Verkehrsflächen sind ausschließlich warmweiße LED-Leuchten 
(unter 3.300 Kelvin Farbtemperatur) oder vergleichbare Technologien mit verminderten Lo-
ckeffekten für Insekten zulässig. 
Leuchtkörper jeglicher Art sind zur freien Landschaft hin zu verschatten, um eine Anlockung 
von Insekten zu vermeiden. 

Berücksichtigung im Bebauungsplan: Zwar ist die Maßnahme zur Minimierung von Lockef-
fekten seitens des Gutachters lediglich als Empfehlung formuliert, dennoch ist sie seit eini-
gen Jahren planerischer Standard und als Artenhilfsmaßnahme sinnvoll und wird daher in 
den textlichen Festsetzungen berücksichtigt und verbindlich festgesetzt. Damit sollen im 
Rahmen des Bebauungsplanvollzuges entsprechende Leuchtmittel zur Reduzierung von 
beleuchtungsbedingten Lockeffekten und Verlusten bei der lokalen Insektenfauna geschaf-
fen werden. 
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Da die Maßnahme zur Einschränkung der Beleuchtung seitens des Gutachters lediglich als 
Empfehlungen formuliert wurde, fehlt die artenschutzrechtliche Grundlage für eine zwin-
gende Festsetzung im Bebauungsplan, zumal hierfür auch kein bodenrechtlicher Bezug 
gegeben ist. Diese Maßnahme ist jedoch für den Artenschutz sinnvoll und wird daher im 
Sinne einer „Anstoßwirkung“ als Empfehlung in den Textteil des Bebauungsplanes aufge-
nommen. 

E 03 Anpflanzungsmaßnahmen: Weitere Artenschutzmaßnahmen im Zuge der naturschutz-
rechtlichen Kompensation können getroffen werden. Geeignet sind Pflanzungen von Feld-
hecken oder die Anlage bzw. Ergänzung einer Streuobstwiese. 

Berücksichtigung im Bebauungsplan: Zwar ist die Maßnahme zur weiteren Anpflanzung 
von Bäumen oder Hecken seitens des Gutachters lediglich als Empfehlung formuliert, den-
noch ist sie sinnvoll und wird daher in einem städtebaulichen Vertrag, der zwischen dem 
Grundstückseigentümer und der Gemeinde parallel zum Bauleitplanverfahren abgeschlos-
sen wird, festgelegt. Hiermit wird der Grundstückseigentümer des Flurstücks 3/30 verpflich-
tet auf seinem Grundstück innerhalb eines Jahres nach Rechtskraft des Bebauungsplanes 
weitere Anpflanzungsmaßnahmen durchzuführen und diese zu unterhalten und zu pflegen. 
Dabei wird insbesondere dem Schutz von gehölzbrütenden Vögeln in der Brutzeit im Sinne 
des Bundesnaturschutzgesetzes Rechnung getragen. Aufgrund des fehlenden bodenrecht-
lichen Bezugs ist diese Empfehlungsmaßnahme im Bebauungsplan nicht festsetzungsfähig 
und wird daher im parallel zum Bauleitplanverfahren abgeschlossenen städtebaulichen 
Vertrag festgelegt. 

I.1.11.6 Ergebnis der Artenschutzprüfung 

Mit den vorgenannten Festsetzungen werden die artenschutzrechtlichen Belange angemessen 
und städtebaulich begründet in der Planung berücksichtigt. Der Gutachter kommt im Rahmen der 
Artenschutzprüfung gemäß § 44 Abs. 1 BNatSchG zu folgendem Ergebnis: 

Unter Berücksichtigung der Wirkungsprognose und der vorgesehenen Maßnahmen tritt kein Ver-
botstatbestand des § 44 Abs. 1 bis 4 ein, so dass keine Ausnahme gem. § 45 Abs. 7 BNatSchG, 
ggf. in Verbindung mit Art. 16 FFH-Richtlinie erforderlich ist.  

I.1.12 Belange des Kampfmittelräumdienstes 

Der Gemeinde Rimbach liegen derzeit keine Hinweise auf das Vorhandensein von Kampfmittel-
resten im Plangebiet und dessen Umgebung vor. 

Die Auswertung der beim Kampfmittelräumdienst vorliegenden Kriegsluftbilder hat ergeben, dass 
sich das im Lageplan näher bezeichnete Gelände am Rande eines Bombenabwurfgebietes be-
findet. Es gibt jedoch keinen begründeten Verdacht, dass auf der Fläche mit dem Auffinden von 
Bombenblindgängern zu rechnen ist. Da auch sonstige Erkenntnisse über eine mögliche Muniti-
onsbelastung dieser Fläche nicht vorliegen, ist eine systematische Flächenabsuche nicht erfor-
derlich. 

Soweit entgegen den vorliegenden Erkenntnissen im Zuge der Bauarbeiten doch ein kampfmit-
telverdächtiger Gegenstand gefunden werden sollte, ist der Kampfmittelräumdienst unverzüglich 
zu verständigen. 

I.2 Planinhalt der Flächennutzungsplanänderung 

Der rechtswirksame Flächennutzungsplan der Gemeinde Rimbach stellt im Bereich der Ände-
rungsplanung „Gewerbliche Baufläche“ sowie im nördlichen Teilbereich Fläche für die „Landwirt-
schaft“ mit der „Umgrenzung von Schutzgebieten und Schutzobjekten im Sinne des Naturschutz-
rechts“ dar. Weiterhin verläuft im nordwestlichen Bereich des Plangebietes die Umgrenzung von 
Flächen für die Wasserwirtschaft und den Hochwasserschutz: Überschwemmungsgebiet“ sowie 
die „Umgrenzung der Flächen mit wasserrechtlichen Festsetzungen: Wasserschutzgebiet 
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Zone III“. Die betroffene Fläche ist daher im Rahmen einer Flächennutzungsplanänderung durch 
die Darstellung einer teilweisen „Gemischten Baufläche“ an die Planungsabsicht anzupassen. 

Die Änderung des Flächennutzungsplanes hat die Darstellung des Plangebiets in Teilbereichen 
als „Gemischte Baufläche“ (M) gemäß § 1 Abs. 1 Nr. 2 BauNVO zum Inhalt. Die entsprechende 
Fläche für „Gewerbliche Bauflächen“ bleibt im Rahmen der Festsetzung der Bebauungsplanän-
derung auch im Planinhalt der Änderung des Flächennutzungsplanes enthalten. Die „Gemischte 
Baufläche“ in Richtung Ortsausgang stellt den Abschluss der bebauten Ortslage der Gemeinde 
Rimbach dar. Weitere Erweiterungen nach Südwesten sind nicht vorgesehen. 

I.3 Festsetzungen des Bebauungsplanes 

Nachfolgend werden die zeichnerischen und textlichen Festsetzungen des Bebauungsplanes er-
läutert und begründet, sofern sie nicht an anderer Stelle dieser Begründung dargestellt werden. 

I.3.1 Art der baulichen Nutzung 

Der zeichnerisch entsprechend bestimmte Teilbereich mit der Kennzeichnung „MI“ wird gemäß 
§ 6 BauNVO als „Mischgebiet“ festgesetzt. Die nach § 6 (2) BauNVO allgemein zulässigen Ver-
gnügungsstätten im Sinne des § 4a (3) Nr. 2 in den Teilen des Gebiets, die überwiegend durch 
gewerbliche Nutzungen geprägt sind, werden aufgrund des möglicherweise entstehenden Tra-
dingdown-Effektes und der mit ihnen möglicherweise einhergehenden erhöhten Verkehrsbelas-
tung für den Planbereich ebenso ausgeschlossen wie die nach § 6 (3) BauNVO ausnahmsweise 
zulässigen Nutzungen. Hierdurch werden von entsprechenden Nutzungen ggf. ausgehende Be-
einträchtigungen benachbarter Wohnnutzungen insbesondere im Hinblick auf Lärm- und sonstige 
Emissionen ausgeschlossen. Die somit unzulässigen Nutzungen würden bei Zulassung ggf. zu 
störenden Immissionen vor allem durch Kundenverkehr in den Nacht und Ruhezeiten führen kön-
nen. Aufgrund dieser nachteiligen zu erwartenden Auswirkungen erscheint der entsprechende 
Ausschluss angemessen und begründet. 

Weiterhin wird der zeichnerisch entsprechende Teilbereich mit der Kennzeichnung „GEE“ gemäß 
§ 8 BauNVO als „Eingeschränktes Gewerbegebiet“ festgesetzt, um aufgrund der eingeschränk-
ten Emissionen die angrenzenden Wohngebiete zu berücksichtigen. 

Einzelhandelsbetriebe werden in den Gewerbegebietsflächen ausgeschlossen, da es sich bei 
dem Plangebiet nicht um einen integrierten Standort handelt. Im Sinne des Zieles „Z3.4.3-3“ des 
Regionalplanes Südhessen 2010 kann für die Selbstvermarktung der hier produzierenden und 
weiterverarbeitenden Betriebe die Einrichtung von Verkaufsflächen als Ausnahme zugelassen 
werden, wenn die Verkaufsfläche einen untergeordneten Teil der durch das Betriebsgebäude 
überbauten Fläche einnimmt und zu keinen negativen städtebaulichen Auswirkungen im Sinne 
des § 34 Abs. 3 BauGB führt. 

Vorhaben, die gemäß der Liste UVP-pflichtiger Vorhaben (Anlage 1 zum Gesetz über die Um-
weltverträglichkeitsprüfung (UVPG)) nach Spalte 1 der UVP-Pflicht oder nach Spalte 2 der Pflicht 
zur Vorprüfung des Einzelfalls unterliegen, werden in der Gewerbegebietsfläche ausgeschlossen, 
um Immissionskonflikte, die mit solchen, in der Regel mit wesentlichen Emissionen einhergehen-
den Vorhaben verbunden wären, zu vermeiden. Der Ausschluss erscheint auch zur Wahrung der 
gesunden Wohn- und Arbeitsbedingungen im Plangebiet sowie in der Umgebung erforderlich, da 
insbesondere die zum Teil innerhalb, vor allem aber nördlich und östlich des Plangebietes liegen-
den Wohnnutzungen einen entsprechenden Schutzanspruch genießen. Innerhalb der überplan-
ten Flächen sind Vorhaben, die der Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung 
unterliegen (UVP-pflichtige Vorhaben), weder vorhanden noch beabsichtigt, weshalb diesbezüg-
lich nichts gegen einen entsprechenden Ausschluss spricht. Zur Lockerung dieses restriktiven 
Ausschlusses, können jedoch Vorhaben, die gemäß der Liste UVP-pflichtiger Vorhaben (An-
lage 1 zum UVPG) nach Spalte 2 der Pflicht zur Vorprüfung des Einzelfalls unterliegen, als Aus-
nahme zugelassen werden, wenn als Ergebnis dieser Vorprüfung festgestellt wird, dass eine 
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UVP-Pflicht nicht besteht. Diese Ausnahme gilt allerdings nicht für Einzelhandelsvorhaben, um 
eine Einzelhandelsnutzung im Plangebiet nicht auf diesem Wege zu ermöglichen. 

Die Kommunen sind seit der BauGB-Novelle im Mai 2017 aufgefordert, die ggf. möglichen Kon-
flikte durch Anlagen und Einrichtungen im Sinne des § 3 Abs. 5a und 5b BImSchG (Störfallbe-
triebe) in die Abwägung einzubeziehen. Hierzu ist festzustellen, dass im Plangebiet und in der 
Umgebung bislang keine Störfallbetriebe ansässig sind, weshalb auch keine entsprechenden 
Konflikte bestehen. Um eine diesbezügliche Problematik auch in der Zukunft zu vermeiden, er-
folgt ein Ausschluss entsprechender Nutzungen im gesamten Plangebiet. Aufgrund der Nähe zu 
Wohnnutzungen innerhalb sowie im Norden und Osten des Plangebietes, zur Bundesstraße B38 
im Süden wäre eine Zulassung von Störfallbetrieben im Plangebiet schon aufgrund des üblicher-
weise einzuhaltenden Achtungsabstandes von Störfallbetrieben zu ausschließlich oder überwie-
gend dem Wohnen dienenden Gebieten sowie zu sonstigen schutzbedürftigen Gebieten, insbe-
sondere zu öffentlich genutzten Gebieten und wichtigen Verkehrswegen faktisch ausgeschlos-
sen, weshalb mit dem Ausschluss kein wesentlicher Nachteil für die bereits ansässigen Betriebe 
verbunden ist. Die Breite des Mischgebiets ist relativ gering und stellt noch keinen ausreichenden 
„Puffer“ im Sinne § 50 BImSchG zu den nördlich benachbarten Wohngebietsflächen dar. Auch 
wenn die bauliche Nutzung (Tankstelle) bereits besteht, ergibt die entsprechende Festsetzung 
vor allem im Hinblick auf mögliche Folgenutzungen Sinn. 

In der Gewerbegebietsfläche werden Bordelle, Peep-Shows, Swinger-Clubs, Spielhallen oder 
vergleichbare Nutzungen, die Gewerbebetriebe sind, aber nicht den Vergnügungsstätten zuge-
rechnet werden, aus sozialen Gründen und zur Vermeidung von „Trading-down-Effekten“ inner-
halb des Plangebietes und in dessen Umgebung ausgeschlossen. Trading-Down-Effekte sind vor 
allem für die wohnbauliche Nachbarschaft zu befürchten, wenn im Bereich der bisherigen Tank-
stelle Vergnügungsstätten als Folgenutzung realisiert würden. Das Verkehrsaufkommen würde 
sich zu möglicherweise anderen Uhrzeiten erhöhen, als es aktuell zu verzeichnen ist. Dieser Be-
lang ist jedoch gegenüber dem Trading-Down Effekt nachrangig. Der Ausschluss von Vergnü-
gungsstätten ist auch dadurch begründet, dass entsprechende Nutzungen bereits in ausreichen-
dem Umfang an anderen Stellen der Ortslage bestehen und die vorliegende Fläche einer ge-
werblichen Nutzung zur Sicherung und ggf. Schaffung weiterer Arbeitsplätze dienen soll 

Logistikbetriebe sind bei üblichem Betrieb mit erheblichem Lkw-Verkehrsaufkommen verbunden. 
Aufgrund der nicht optimalen verkehrlichen Erschließung und den damit einhergehenden Ver-
kehrsmengen und Lärmemissionen werden Logistikbetriebe in der Gewerbegebietsfläche als un-
zulässig festgesetzt. 

Die nach § 8 (3) Nr. 3 BauNVO ausnahmsweise zulässigen Vergnügungsstätte, werden ebenso 
aufgrund des möglicherweise entstehenden Trading-down-Effektes und der mit ihnen möglicher-
weise einhergehenden erhöhten Verkehrsbelastung für den Planbereich ausgeschlossen. 

I.3.2 Maß der baulichen Nutzung 

Das Maß der baulichen Nutzung wird über die Grundflächenzahl (GRZ) und die Geschossflä-
chenzahl (GFZ) in Verbindung mit der zulässigen Zahl der Vollgeschosse bestimmt. Die für das 
Maß der baulichen Nutzung festgesetzten Höchstwerte werden im Wesentlichen aus dem bisher 
für das Gewerbegebiet wirksamen Bebauungsplan „Im Gräben“ übernommen. Mit diesen Werten 
ist auch bislang eine angemessene städtebauliche Entwicklung und Ordnung erfolgt, weshalb 
kein Grund gesehen wird, hieran etwas zu ändern, zumal bislang keine Änderungen in diesem 
Planbereich vorgesehen sind. Für das „MI1“ wird dagegen ein geringere Grundflächenzahl (GRZ) 
von 0,4 festgesetzt, um in der Lage am Ortsrand entsprechend eine aufgelockerte Bebauung zu 
zulassen. 

Da überwiegend die bestehenden Gebäude und die Umgebungsbebauung in der zweigeschos-
sigen Bauweise errichtet wurden, wird die Geschossflächenzahl (GFZ) ebenfalls auf 0,6 festge-
legt. Im weiterhin bestehenden „GEE“ wird dagegen die GFZ auf 1,2 festgesetzt. Das zulässige 
Maß entspricht den Festsetzungen aus dem Ursprungsbebauungsplan. 
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Die maximale Höhe baulicher Anlagen wird über das in der tabellarischen Festsetzung (Nut-
zungsschablone) angegebene Höchstmaß festgesetzt. Die maximale Höhe baulicher Anlagen 
wird auf 9,00 m im Teilbereich des „MI1“ festgesetzt, um sich in die Lage am Ortsrand in einer 
gestaffelten Bebauung angemessen einzufügen. Im Teilbereich des „MI2“ und des „GEE“ wird 
dagegen eine maximale Höhe von 11,00 m festgesetzt und der Bezugspunkt für den kompletten 
Planbereich wird in Angabe in Meter über Oberkante der anbaufähigen Verkehrsfläche zum einen 
der B38 und zum anderen der Goethestraße in Fahrbahnmitte, gemessen senkrecht vor Gebäu-
demitte (Schwerpunkt der Grundfläche des Gebäudes), festgesetzt. Mit den entsprechenden 
Werten soll dem Gebot des sparsamen Umgangs mit Grund und Boden sowie einer sozialadä-
quaten Siedlungsdichte Rechnung getragen werden. Zudem wird damit eine städtebaulich abge-
stimmte geordnete bauliche Entwicklung gewährleistet. 

I.3.3 Bauweise 

Im Teilbereich mit der Bezeichnung „MI1“ und „MI2“ ist eine offene Bauweise festgesetzt. Auf-
grund der Übernahme der wesentlichen Festsetzungen des Bebauungsplans aus dem Bereich 
der benachbarten Wohnbaugrundstücke soll sich das Plangebiet entsprechend städtebaulich ein-
fügen und eine gewisse Abstufung der Bebauungsdichte erreicht werden. In dem Teilbereich mit 
der Bezeichnung „GEE“ wird keine Bauweise festgesetzt. Die städtebauliche Ordnung ist durch 
die Festsetzung von überbaubaren Grundstücksflächen über Baugrenzen in Form eines Baufens-
ters und den übrigen Planfestsetzungen ausreichend gewährleistet. Dies entspricht letztlich auch 
sinngemäß der Regelung aus dem Ursprungsbebauungsplan, nach der Gebäude innerhalb der 
festgesetzten überbaubaren Grundstücksflächen in der offenen Bauweise, aber auch als Grenz-
bebauung bauaufsichtlich zugelassen werden können. 

I.3.4 Stellplätze und Garagen 

Im Sinne der weitgehenden Freihaltung der Grundstücksflächen von Kraftfahrzeugen und den 
von ihnen ausgehenden Emissionen sind Garagen sowie Stellplätze nur innerhalb der überbau-
baren Flächen zugelassen. Als Ausnahme können nach bauordnungsrechtlicher Genehmigung 
die Stellplätze auch außerhalb der überbaubaren Grundstücksfläche zugelassen werden, um der 
bereits bestehenden Tankstelle und Autowerkstatt die Möglichkeit zu bieten Ihre Fahrzeuge auch 
außerhalb der Baufenster abzustellen. 

Der Stellplatzbedarf ergibt sich im Übrigen unverändert aus der jeweils geltenden Stellplatzsat-
zung der Gemeinde Rimbach. 

I.3.5 Anschluss an Verkehrsflächen 

Entlang der Bundesstraße werden Bereiche eines Verbots von Grundstückszufahrten festgesetzt. 
Als Ausnahme können unter Zustimmung des zuständigen Straßenbaulastträgers in diesem Be-
reichen Grundstückszufahrten zugelassen werden. Zu- und Ausfahrten an der Bundesstraße be-
dürfen einer straßenrechtlichen Genehmigung des Straßenbaulastträgers. Durch den weitgehen-
den Ausschluss von Grundstückszufahrten soll die Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs im 
Bereich der Bundesstraße erhalten werden.  

I.3.6 Flächen für Hochwasserschutzanlagen und für die Regelung des Wasserabflusses 

Zum Schutz des oberirdischen Gewässers (Weschnitz) wird festgesetzt, dass innerhalb der 
zeichnerisch dargestellten Überschwemmungsgebietsfläche keine Aufschüttungen oder bauliche 
Anlagen zugelassen sind, um dem Ziel des möglichst ungestörten Hochwasserabflusses der We-
schnitz nicht entgegen zu stehen. Als Ausnahme sind die Aufschüttungen oder baulichen Anlagen 
durch eine wasserrechtliche Genehmigung zugelassen, um der Bestandssituation die Möglichkeit 
des Bestandsschutzes zu bieten. 
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I.3.7 Festsetzungen, Hinweise und Empfehlungen zur Vermeidung und Minimierung von 
Eingriffen in Natur und Landschaft 

Die vorliegende Bebauungsplanänderung hat unter Berücksichtigung der umliegenden und be-
stehenden Nutzungen und der getroffenen Festsetzungen zur Minimierung der Umweltbeein-
trächtigungen sowie der geringen Größe des Plangebietes nur geringe Auswirkungen auf den 
Naturhaushalt. 

Mit der Bebauungsplanänderung werden - unter anderem neben den Maßnahmen zur Minimie-
rung der Auswirkungen auf die Bodenversiegelung und die Grundwasserneubildung (siehe Er-
läuterungen in Kapitel I.1.8.6) sowie den Maßnahmen, die aus Gründen des Artenschutzes ge-
troffen werden (siehe Erläuterungen in Kapitel I.1.11) - noch folgende Festsetzungen zur Vermei-
dung und Minimierung der Umweltauswirkungen bestimmt bzw. Hinweise und Empfehlungen ge-
geben: 

• Um eine dauerhafte ökologisch wertgebende Begrünung des Plangebietes zu gewährleis-
ten und auch dem Grundwasserschutz Rechnung zu tragen, ist der vorhandene Bewuchs 
im Plangebiet grundsätzlich zu schonen und Bäume und Sträucher sind soweit möglich zu 
erhalten.  

• Aus den bereits oben genannten Gründen sind weiterhin alle Pflanzungen extensiv zu un-
terhalten und zu pflegen (keine Düngung, keine Pflanzenschutzmittel). Abgestorbene Ge-
hölze und abgängige Gehölze, die z.B. aus Gründen der Verkehrssicherungspflicht gerodet 
werden müssen, sind nachzupflanzen. Die zeichnerisch entsprechend festgesetzten Ge-
hölze sind zu erhalten und durch geeignete Maßnahmen vor schädlichen Einflüssen, ins-
besondere bei der Durchführung von Baumaßnahmen, zu schützen. Auf die Beachtung der 
DIN 18920 „Vegetationstechnik im Landschaftsbau - Schutz von Bäumen, Pflanzenbestän-
den und Vegetationsflächen bei Baumaßnahmen“ wird diesbezüglich hingewiesen. 

• Bei der Nachpflanzung abgestorbener oder abgängiger Gehölze sind ausschließlich stand-
ortgerechte und heimische Gehölze mit vorgegebenen Mindestpflanzqualitäten zu verwen-
den. Zur Erleichterung für Bauherren und Architekten wird in diesem Zusammenhang eine 
Liste von geeigneten Gehölzarten festgesetzt. Das Anpflanzen von Hybridpappeln und Na-
delbäumen ist im Übrigen unzulässig, da entsprechende Arten nicht ortstypisch sind und 
durch schnellen Wuchs in relativ kurzer Zeit zu Standsicherheitsproblemen, Astwurf etc. 
neigen und die Beseitigung im Siedlungsbereich meist sehr aufwändig wird. Wobei entspre-
chende Bestandsbäume erhalten werden können. 

• Wie im bisher geltenden Bebauungsplan wird eine Dachbegrünung von mind. 50% der 
Dachfläche für neu zu errichtende Gebäude festgesetzt. Hierdurch wird der Niederschlag-
wasseranfall bzw. die von den Dachflächen ablaufende Niederschlagswassermenge ge-
genüber nicht begrünten Dachflächen erheblich minimiert. Zudem wirken sich begrünte Dä-
cher mindernd auf die Flächenerwärmung aus und tragen positiv zur Wärmedämmung der 
Gebäude bei. Letztlich stellen begrünte Dächer auch Lebensräume für Insekten und Spin-
nentiere dar und sind hierdurch auch Jagdhabitat von Vögeln und Fledermäusen. 

• Um weitere „Grün-Akzente“ zu setzen, wird empfohlen, Dachflächen auch über die vorge-
nannte Festsetzung hinaus extensiv zu begrünen und große Fassaden mit geeigneten Klet-
ter- oder Rankpflanzen zu bepflanzen. 

I.3.8 Bauordnungsrechtliche Festsetzungen (örtliche Bauvorschriften) sowie sonstige zu 
beachtende Regelungen, Hinweise und Empfehlungen 

Auf Grundlage von § 9 Abs. 4 BauGB können im Bebauungsplan baugestalterische (landesrecht-
liche) Festsetzungen getroffen werden. Die in § 91 HBO aufgeführten örtlichen Bauvorschriften 
können gemäß § 91 Abs. 3 HBO als Festsetzungen in den Bebauungsplan aufgenommen wer-
den und somit zusammen mit dem Bebauungsplan als Satzung beschlossen werden. Vorliegend 
werden nur einige wenige bauordnungsrechtliche Festsetzungen getroffen, die im Sinne der har-
monischen Ortsgestaltung als angemessen und ausreichend erachtet werden. 
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Die zulässige Dachneigung wird nicht auf einen festen Wert, sondern auf einen Bereich bis ma-
ximal 40° beim „Mischgebiet“ und maximal 35° beim „eingeschränkten Gewerbegebiet“ festge-
setzt. Als Dachform werden Flach-, Pult- oder Satteldächer zugelassen. Diese Dachneigungen 
und -formen lassen sich im Ursprungsbebauungsplan und in der Umgebung des Plangebietes 
finden, weshalb diese als ortsbildtypisch zu beurteilen sind. 

Hierzu wird allgemein bestimmt, dass die Dacheindeckung baulicher Anlagen ausschließlich in 
roten bis braunen oder grauen bis schwarzen Farbtönen zulässig ist. Aus Gründen des Ortsbildes 
und zur Vermeidung von Blendwirkungen wird weiterhin bestimmt, dass bei geneigten Dächern 
(über 10° Dachneigung) kleinformatige, nicht spiegelnde Dachmaterialien zu verwenden sind. 
Zudem sind aufgrund des ökologischen Nutzens auch begrünte Dächer zulässig, bzw. für einen 
Flächenanteil von 50% der Dachflächen in Abs. 1 der Festsetzung A5 sogar zwingend vorge-
schrieben. Dachaufbauten werden zugelassen, da diese ebenfalls ortsbildtypisch sind. Hierbei 
sind auch Solaranlagen aufgrund ihres ökologischen und vor allem energiewirtschaftlichen Nut-
zens zulässig. Es wird darauf hingewiesen, dass Photovoltaikanlagen auch über begrünten Dä-
chern möglich sind und dort aufgrund der geringeren Flächenerwärmung des Dachs sogar höhere 
Stromerträge als auf konventionellen Dächern liefern können. Photovoltaik und Dachbegrünung 
schließen sich somit nicht gegenseitig aus.  

Um die Fernwirkung der baulichen Anlagen zu minimieren, wird festgesetzt, dass Fassaden mit 
nichtspiegelnden Werkstoffen herzustellen oder zu verkleiden sind. Verspiegeltes Glas ist bei der 
Fassadengestaltung unzulässig. 

Die Standflächen für Abfallbehältnisse sind aus gestalterischen, aber auch hygienischen Gründen 
einzuhausen bzw. durch Bepflanzung oder bauliche Maßnahmen gegen Einblicke sowie Sonnen-
einstrahlung dauerhaft abzuschirmen, um Geruchsbildung durch direkte Sonneneinstrahlung zu 
verhindern bzw. diese durch Verschattung zu minimieren. 

Für Einfriedungen sind ausschließlich Zäune aus Holz oder Metall (z.B. Doppelstabmattenzaun, 
Staketenzaun) bis zu einer Höhe von 1,50 m zulässig, da diese als ortstypisch zu beurteilen sind. 
Darüber hinaus werden aber auch Hecken aus standortgerechten und heimischen Sträuchern 
zugelassen, um hiermit weitere Begrünungsmaßnahmen zu ermöglichen. Durchgehende Mauern 
sowie Mauersockel sind aus Gründen des Artenschutzes sowie im Sinne des Erhalts einer weit-
gehend offenen einsehbaren Fläche ebenso unzulässig. Hiervon ausgenommen sind jedoch 
Gabionen und Trockenmauern bis zu einer Höhe von 1,20 m, da diese insbesondere als Lebens-
raum von Eidechsen einen ökologischen Nutzen aufweisen. 

Es wird darauf hingewiesen, dass den Bauvorlagen im Rahmen bauaufsichtlicher Verfahren ein 
Freiflächenplan beizufügen ist (siehe auch Bauvorlagenerlass). Dieser hat die geplante Nutzung 
der Freiflächen nach Art, Lage und Größe mit allen gemäß Bebauungsplan vorgesehen Bepflan-
zungen, den versiegelten, befestigten und begrünten Flächen, den Verkehrsflächen etc. darzu-
stellen. 

Weiterhin wird empfohlen die Außenbeleuchtung auf dem Baugrundstück so zu installieren, dass 
sie ausschließlich die zu beleuchtenden Flächen anstrahlt. Die nächtliche Beleuchtung sollte zu-
dem auf das zeitlich und räumlich unbedingt notwendige Maß beschränkt werden, um eine Min-
derung von beleuchtungsbedingten Lockeffekten und Verlusten bei der lokalen Insektenfauna zu 
gewährleisten. 

I.3.9 Hinweise und Empfehlungen zum Artenschutz 

Im Textteil des Bebauungsplanes werden verschiedene Hinweise und Empfehlungen zum Plan-
vollzug gegeben. Die Hinweise selbst erfordern keine Begründung, da sie keine Verbindlichkeit 
in späteren bauaufsichtlichen Verfahren haben. 

Einen besonderen Stellenwert in Bauleitplanverfahren haben die Belange des Artenschutzes, 
weshalb diese im Verfahren durch einen Fachgutachter umfangreich ermittelt und bewertet wur-
den. Auf Basis der Ergebnisse des Artenschutzbeitrages, welcher dieser Begründung als Anlage 
beigefügt ist, wurden die erforderlichen Maßnahmen zum Artenschutz in den Festsetzungen des 
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Bebauungsplanes angemessen berücksichtigt. Unter Berücksichtigung der Wirkungsprognose 
und der vorgesehenen Maßnahmen tritt kein Verbotstatbestand des § 44 Abs. 1 bis 4 BNatSchG 
ein, sodass keine Ausnahme gemäß § 45 Abs. 7 BNatSchG, ggf. in Verbindung mit Artikel 16 
FFH-Richtlinie erforderlich ist. 

Um die Bauherren insgesamt für den Artenschutz zu sensibilisieren, werden im Bebauungsplan 
verschiedene Hinweise und Empfehlungen zum Artenschutz und zur ökologischen Aufwertung 
des Plangebietes gegeben. So wird darauf hingewiesen, dass bei allen Bauvorhaben – unabhän-
gig davon, ob sie baugenehmigungspflichtig sind oder nicht - die artenschutzrechtlichen Belange 
nach dem Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG), und hier insbesondere die §§ 39 und 44 
BNatSchG, zu beachten sind. 

Gemäß § 44 Abs. 1 BNatSchG ist es verboten, 

1. wild lebenden Tieren der besonders geschützten Arten nachzustellen, sie zu fangen, zu ver-
letzen oder zu töten oder ihre Entwicklungsformen aus der Natur zu entnehmen, zu beschä-
digen oder zu zerstören, 

2. wild lebende Tiere der streng geschützten Arten und der europäischen Vogelarten, während 
der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, Überwinterungs- und Wanderungszeiten erheblich 
zu stören; eine erhebliche Störung liegt vor, wenn sich durch die Störung der Erhaltungszu-
stand der lokalen Population einer Art verschlechtert, 

3. Fortpflanzungs- oder Ruhestätten der wild lebenden Tiere der besonders geschützten Arten 
aus der Natur zu entnehmen, zu beschädigen oder zu zerstören, 

4. wild lebende Pflanzen der besonders geschützten Arten oder ihre Entwicklungsformen aus 
der Natur zu entnehmen, sie oder ihre Standorte zu beschädigen oder zu zerstören. 

Die Bauherrschaft ist verpflichtet, zu überprüfen, ob artenschutzrechtliche Belange durch ihr Bau-
vorhaben beeinträchtigt werden können. Wird ein Bauantrag im Herbst oder Winter gestellt oder 
es finden sich zu dieser Zeit keine Spuren von Tieren streng geschützter oder besonders ge-
schützter Arten, entbindet dies die Bauherrschaft nicht von der Pflicht, bei einem Baubeginn im 
Frühjahr oder Sommer erneut zu überprüfen, ob streng geschützte oder besonders geschützte 
Arten von dem Bauvorhaben betroffen sein könnten. Eine örtliche Absuche durch eine fachlich 
geeignete Person wird daher empfohlen. 

Sollten bei baulichen Maßnahmen streng geschützte oder besonders geschützte Arten betroffen 
sein, ist eine artenschutzrechtliche Genehmigung durch die Untere Naturschutzbehörde des 
Landkreises Bergstraße erforderlich. 

Es wird darauf hingewiesen, dass die Entfernung bzw. Beseitigung der Lebensstätte ohne ge-
sonderte Genehmigung eine Ordnungswidrigkeit nach § 69 BNatSchG darstellt. Die Ordnungs-
widrigkeit kann gemäß § 69 Abs. 2 BNatSchG mit einer Geldbuße geahndet werden. Auf § 71a 
BNatSchG (Strafvorschriften) wird hingewiesen. 

I.4 Bodenordnende Maßnahmen 

Die Grundstücksneuordnung ist nicht erforderlich. 
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I.5 Planverfahren und Abwägung 

Die Gemeindevertretung der Gemeinde Rimbach hat in ihrer Sitzung am 18.12.2019 die Einlei-
tung des Verfahrens zur 9.Änderung des Flächennutzungsplanes im Bereich „Im Gräben“ sowie 
die Aufstellung der 1. Änderung des Bebauungsplanes „Im Gräben“ gemäß § 2 Abs. 1 Bauge-
setzbuch (BauGB) beschlossen. Diese Aufstellungsbeschlüsse wurden am 10.01.2020 ortsüblich 
bekannt gemacht. 

Die beiden Bauleitplanverfahren wurden zunächst mit der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlich-
keit gemäß § 3 Abs. 1 BauGB sowie der frühzeitigen Beteiligung der Behörden und sonstigen 
Träger öffentlicher Belange (TöB), deren Aufgabenbereich durch die Planungen berührt werden 
kann, gemäß § 4 Abs. 1 BauGB fortgesetzt. 

Die Bürger hatten hierbei Gelegenheit, sich über die Planung gemäß § 3 Abs. 1 BauGB zu infor-
mieren und diese im Bauamt der Gemeinde Rimbach zu erörtern. Die Vorentwurfsplanungen zur 
Flächennutzungsplanänderung sowie zur Bebauungsplanänderung wurden hierzu in der Zeit vom 
20.01.2020 bis einschließlich 21.02.2020 öffentlich im Rathaus ausgelegt, worauf in den ortsüb-
lichen Bekanntmachungen am 10.01.2020 hingewiesen wurde. Stellungnahmen mit Einwendun-
gen oder Hinweisen konnten in dieser Zeit bei der Gemeinde eingereicht oder dort mündlich zur 
Niederschrift vorgetragen werden. 

Die von den beiden Planungen möglicherweise berührten Behörden und sonstigen Träger öffent-
licher Belange wurden mit Schreiben vom 13.01.2020 gemäß § 4 Abs. 1 BauGB über die Planun-
gen informiert. Ihnen wurde Gelegenheit zur Stellungnahme, insbesondere auch im Hinblick auf 
den erforderlichen Umfang und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB, 
mit einer Frist bis zum 21.02.2020 gegeben. 

Die eingegangenen Stellungnahmen von Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange 
führten im Wesentlichen zur weitergehenden Ausarbeitung und Konkretisierung der Begründung 
einschließlich des Umweltberichtes sowie zur Ergänzung von Festsetzungen zur Minimierung der 
planungsbedingten Umweltauswirkungen. Eine diesbezüglich angepasste Eingriffs- und Aus-
gleichsbilanzierung wurde vorgenommen sowie eine entsprechende FFH-Vorprüfung gemäß 
§ 34 BNatSchG ergänzt. 

Die Planung konnte in der Sitzung der Gemeindevertretung am 11.11.2021 gegenüber der jewei-
ligen Vorentwurfsplanung entsprechend ergänzt als Entwurf zur Durchführung der förmlichen Be-
teiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 2 BauGB sowie der förmlichen Beteiligung der Behör-
den und sonstigen Träger öffentlicher Belange, deren Aufgabenbereich durch die Planung berührt 
werden kann, gemäß § 4 Abs. 2 BauGB beschlossen werden. 

Als weiterer Verfahrensschritt wird die förmliche Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 2 
BauGB durch öffentliche Auslegung der Entwurfsplanung zur Flächennutzungsplanänderung so-
wie zur Bebauungsplanänderung in der Zeit vom 29.11.2021 bis einschließlich 07.01.2022 durch-
geführt, worauf in der ortsüblichen Bekanntmachung am 19.11.2021 hingewiesen wurde. Die Bür-
gerinnen und Bürger haben während des Offenlagezeitraumes erneut Gelegenheit zur Abgabe 
von Stellungnahmen zu den Planungen. 

Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange, deren Aufgabenbereich durch die Pla-
nung berührt werden kann, werden gemäß § 4 Abs. 2 BauGB mit Schreiben vom 23.11.2021 über 
die öffentliche Auslegung der beiden Planungen informiert. Auch ihnen wird erneut Gelegenheit 
zur Stellungnahme mit einer Frist bis zum 07.01.2022 gegeben. 

Die im Rahmen der förmlichen Öffentlichkeits- sowie Behörden- und Trägerbeteiligung eingehen-
den Stellungnahmen werden fachlich bewertet und angemessen in die Abwägungsentscheidung 
der Gemeindevertretung einbezogen. Hiernach wird ein Beschluss über den Verfahrensfortgang 
gefasst. 

Die vorliegende Begründung, die sowohl für die Flächennutzungsplanänderung als auch für die 
Bebauungsplanänderung im Parallelverfahren gilt, wird während des Verfahrens fortgeschrieben. 
Die Begründung wird im Übrigen zum Feststellungsbeschluss der Flächennutzungsplanänderung 
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bzw. zum Satzungsbeschluss des Bebauungsplanes getrennt, so dass zu jedem der beiden Bau-
leitplanverfahren dann eine separate Begründung vorliegt. 


